
daß es sich von der Richtigkeit der Auffassung des 
Obersten Gerichts auch überzeugen lassen soll.) Daß 
auch das nicht immer gelingt, scheint die auf der Ar­
beitstagung des Justizministeriums am 31. März 1953 
von seiten des Bezirksgerichtes Leipzig geübte Kritik 
zu besagen, daß das Oberste Gericht nicht genügend 
anleite. Leider wurde diese Kritik nicht weiter be­
gründet.

Bei einigen Revisionen von Bezirksgerichten zeigte 
sich aber, daß diese den Kreisgerichten nicht genügend 
Hilfe bei Zurückverweisungen geben. In den Urteilen 
heißt es dann etwa: „In der erneuten Verhandlung 
wird sich das Kreisgericht mit dem Vorbringen der 
Berufung auseinanderzusetzen haben“, ohne daß aber 
die Meinung des Bezirksgerichts zu diesem Vorbringen 
bereits gesagt wird.

„Um seine Kader zu führen, muß man sie kennen. 
Man muß seine Kader ständig studieren, muß sie 
von unten nach oben nach ihren Fähigkeiten ent­
wickeln.“

Diesem Satz Wyschinskis ist nichts hinzuzufügen als 
die Bestätigung, daß ungenügende Kenntnis der Kader 
die entscheidende Schwäche unserer für die Justizkader 
verantwortlichen Stellen ist.

Zu den Hauptforderungen der Anleitung und der 
Kenntnis der Kader muß aber auch ihre Weiterbildung 
kommen. Das ist die Voraussetzung zur Bildung von 
Kaderreserven. Wyschinski verlangt die Zentralisierung 
des Ausbildungssystems — einen Schritt, den wir für 
die Ausbildung und Weiterbildung unserer Kader getan 
haben — und kündigt ein System von Ausbildungs­
möglichkeiten an, das vom Generalstaatsanwalt der 
UdSSR, dem Obersten Gericht, dem Volkskommissariat 
für Justiz vorbereitet wird.

Auf der Grundlage der Lehren von Marx, Engels, 
Lenin und Stalin soll der sowjetische Jurist eine all­
seitige Bildung erfahren. Und wenn Wyschinski in einer 
seiner Gerichtsreden allgemein sagte: „Wir haben keine 
kleinen Leute und es darf und kann keine Analpha­
beten und ihrer Sache nicht sichere Leute geben“ '“), 
so fordert er jetzt für den Juristen mit aller Schärfe: 

„Man muß ein Ende machen mit jeder Unbil­
dung, jeder Nachlässigkeit, jedem Durcheinander, 
die bei uns noch zu beobachten sind. . . . Man muß 
die ungebildeten Staatsanwälte und Richter mit 
Schande brandmarken, die diese Unbildung mit 
ihrer proletarischen Herkunft rechtfertigen wollen. 
18 Jahre proletarischer Revolution, 18 Jahre Herr­
schaft der Arbeiterklasse, die unter dem Banner 
und auf der Grundlage der Wissenschaft von Marx, 
Engels, Lenin, Stalin die neue sozialistische Ge­
sellschaft aufbaut, die unter der Führung der ein­
zigen revolutionären und einzig die Kultur sichern­
den Partei steht — das ist eine ausreichende Zeit 
dafür, daß jeder ehrliche Arbeiter, der sich seiner 
Verantwortung vor seinem Vaterlande bewußt ist, 
das notwendige Wissen erworben hat, zu einem 
ausreichend gebildeten und politisch erzogenen 
Bürger unserer neuen Gesellschaft geworden ist, 
der jeden Schritt seines Tuns verantworten kann, 
besonders dann, wenn seine Tätigkeit mit einer 
solchen ausschließlichen Machtvollkommenheit aus­
gestattet ist, wie es die eines sowjetischen Richters 
und Staatsanwalts ist.“

Wir können zwar nicht sagen: 18 Jahre Sowjetmacht, 
18 Jahre proletarische Revolution . . . .  aber auch wir 
müssen die Forderung allseitiger Bildung, die Verpflich­
tung zur Ausnutzung jeder Möglichkeit, gründliches 
Wissen zu erwerben, für alle unsere Kader aufnehmen, 
insbesondere für die, die nach kurzer Ausbildung im 
Interesse unseres Staates ihre Tätigkeit auinehmen 
mußten. Deshalb müssen vor allem die Voraussetzun­
gen für die Weiterbildung verbessert werden: der Fern­
unterricht wird unter dem Gesichtspunkt sorgsamer 
Kaderentwicklung und der Hilfe für die stehen müssen, 
die mit geringeren wissensmäßigen Voraussetzungen 
beginnen. Die Fortbildungskurse müssen mit klarer 
gestelltem Ziel und besser durchdachten Lehrplänen 
als bisher durchgeführt werden. Dabei müssen wir 
uns, trotz aller objektiven Schwierigkeiten, an die For­
derung Wyschinskis halten:

„Die Leiter der Gerichte und Staatsanwaltschaf­
ten in den Gebieten und Kreisen müssen ihren

lr») A. J. Wyschinski, Gerichtsreden, Berlin 1951, S. 273.

Mitarbeitern die Zeit zum Selbststudium und zur 
Erhöhung ihrer Qualifikation geben.“

Das muß natürlich auch für sie selbst gelten, und 
es bedarf schleuniger Nachprüfung, wenn der Leiter 
eines Bezirksgerichts erklärt, daß er seit Monaten nicht 
mehr zum Studium komme.

Schließlich geht Wyschinski noch auf zwei Fragen 
der Kaderpolitik ein: die Mittel der Erziehung der 
Kader und die Auswahl der Kader.

Auf der Grundlage des § 24 GVG hat der Ministerrat 
der Deutschen Demokratischen Republik eine Diszi- 
plinar-Ordnung für Richter10) erlassen, ein für uns neues 
Instrument zur Erziehung der Kader. Das Gerichtsver­
fassungsgesetz hatte bereits die Ernennung und Ab­
berufung der Richter auf eine grundsätzlich neue Basis 
gestellt. Bei der Handhabung dieser Maßnahmen wird 
der Ausgangspunkt zu beachten sein: trotz aller Be­
mühungen, trotz der Feststellungen, die der General­
sekretär der Sozialistischen Einheitspartei, Walter 
Ulbricht, in seinem Referat auf der 2. Parteikonferenz 
der SED über die soziale Herkunft der Justizkader ge­
troffen hat17), und obgleich ich oben sagte, daß auch 
unsere Kader im ganzen „nicht schlecht“ sind, können 
wir die Augen nicht davor verschließen, daß unter den 
Mitarbeitern der Justizorgane noch Kräfte vorhanden 
sind, die den Anforderungen, die Verfassung und Ge­
richtsverfassungsgesetz an den Richter der Deutschen 
Demokratischen Republik stellen, nicht genügen. Sie 
müssen kompromißlos entfernt werden, sobald sie er­
kannt sind, und ihrer Entlarvung ist volle Aufmerk­
samkeit zu widmen.

Für die anderen aber, die Fehler machen, für sie 
gilt die auf die Weisheit Stalins gegründete Forderung 
Wyschinskis:

„Fehler im Prozeß operativer Arbeit verbessern, 
das ist freilich sehr viel schwerer als im Verwal­
tungswege nach rechts und nach links Disziplinar­
strafen auszuteilen.“

Er lehrt, daß man zwar die Erteilung von Disziplinar­
strafen keineswegs fürchten soll, daß sie ein scharfes 
Mittel bleiben müssen, daß sie aber nicht mißbraucht 
werden dürfen und der Kampf nicht ausschließlich mit 
Disziplinarstrafen zu führen ist.

Schließlich stellt Wyschinski noch die Frage des Nach­
wuchses:

„Man muß daran denken, daß die sowjetische 
Justiz nur mit starken, wahrhaft bolschewistischen 
Kadern mit ihren schweren Aufgaben fertig wer­
den, ihre Pflicht zur Stärkung der revolutionären 
Gesetzlichkeit, zur Stärkung des proletarischen 
Staates erfüllen wird.“

Wir wissen, daß es uns bisher nicht gelungen ist, 
solche Kader in ausreichendem Umfange für die Justiz 
zu gewinnen. Es ist — bis zu den letzten Lehrgängen — 
nicht gelungen bei der Hochschule für Justiz, es ist 
noch weniger gelungen bei den juristischen Fakultäten. 
Hier zeigt sich als ein besonderer Mangel, daß Studenten 
der Arbeiter- und Bauernfakultät in keiner Weise auf 
das Studium an den juristischen Fakultäten hinge­
wiesen werden, eine Einstellung, die in einer Unter­
schätzung der Rechtswissenschaft und der Tätigkeit 
in den Organen der Justiz wurzelt, die mit den Lehren 
Lenins und Stalins nicht in Einklang steht.

In einem hinreißend geschriebenen Schlußkapitel gibt 
Wyschinski schließlich bei der Behandlung der Frage, 
wie die Ernte des Jahres 1935 auf der Grundlage der 
Beschlüsse des ZK der KPdSU vom Juni 1935 zu 
sichern sei, eine Analyse des Klassenkampfes dieser 
Periode und der dementsprechenden Aufgabe des Rich­
ters und Staatsanwalts und schließt mit den Worten:

„Um diese Beschlüsse zu erfüllen, müssen wir 
die Anweisungen des Genossen Stalin verwirk­
lichen und unsere Arbeit ernsthaft und grund­
legend umbauen. Die Rede des Genossen Stalin 
fordert von uns, daß wir auf diesem Gebiet vom 
Reden zum praktischen Handeln übergehen und 
mit vereinten Kräften in kurzer Zeit unsere Arbeit

'■) GBl. S. 4S7.
U) Von allen Richtern entstammen: 46% der Arbeiterklasse, 

4.6% der Bauernschaft, 27% der Angestellten- und Beamten­
schaft, 11% dem gewerblichen Mittelstand; von allen Staats­
anwälten: 65% der Arbeiterklasse, 3% der Bauernschaft, 20% 
der Angestellten- und Beamtenschaft, 10% dem gewerblichen 
Mittelstand. *
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